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Sehr geehrte Damen und Herren, 

Genussrechte erfreuen sich als handels- und steuerbilanzielles Gestaltungsinstrument 
einer zunehmenden Beliebtheit im Rahmen der Finanzierung von Kapitalgesellschaften.

In der Vergangenheit bestanden jedoch insbesondere steuerbilanziell offene Fragestel-
lungen dazu, unter welchen Voraussetzungen Genussrechte steuerlich als beteiligungs- 
bzw. eigenkapital- oder fremdkapitalähnlich zu qualifizieren sind. Nach diversen Verwal-
tungsschreiben und aktueller höchstrichterlicher Rechtsprechung des BFH hat nun das 
BMF mit Schreiben vom 11.04.2023 zur ertragsteuerlichen Behandlung von Genuss-
rechtskapital umfassend Stellung genommen.

Der Begriff des Genussrechtskapitals ist gesetzlich nicht definiert. Die Verwaltung definiert 
es wie folgt:

    -  �Rechteinhaber werden Vermögensrechte durch Kapitalüberlassung zugestanden,

    -  �keine mitgliedschaftliche Stellung (u.a. keine Einflussnahme auf die Geschäftsführung,
keine Kontroll- oder Stimmrechte),

    -  �Schuldrechtlicher Anspruch auf Rückzahlung des Kapitals.

Genussrechtsvereinbarungen unterliegen der zivilrechtlichen Vertragsfreiheit. Inhalt dieser 
Vereinbarungen sind typischerweise Regelungen zum Umfang der Vermögensrechte, zur 
Verlustbeteiligung, zur Laufzeit sowie Kündigungs- und Informationsrechten. 

Genussrechte können sowohl Eigen- als auch Fremdkapital darstellen. Nach dem neuen 
BMF-Schreiben ist die steuerbilanzielle Behandlung in zwei Schritte zu unterteilen. Zu-
nächst ist zu klären, ob es sich hierbei um Eigen- oder Fremdkapital handelt. Im Fall von 
Fremdkapital ist nachfolgend zu klären, ob dieses als Verbindlichkeit in der Steuerbilanz 
auszuweisen ist. 

Gestaltungen mit fremden Dritten werden durch das BMF-Schreiben deutlich erleichtert, 
da das Genussrechtskapital in diesen Fällen ohne weitere Prüfung immer Fremdkapital 
darstellt. 

Gestaltungen, bei der das Genussrechtskapital in der Handelsbilanz als Eigenkapital und 
in der Steuerbilanz als Fremdkapital ausgewiesen wird, können weiterhin genutzt werden. 
Dafür ist insbesondere die Dauer der Kapitalüberlassung entscheidend. Nach der herr-
schenden Meinung ist eine Langfristigkeit im Sinne des IDW bereits erreicht, wenn die 
Kapitalüberlassung mindestens über fünf Jahre erfolgt und die Kündigungsfrist mindes-
tens zwei Jahre beträgt. Im Steuerrecht hingegen liegt Eigenkapital erst vor, wenn die 
Überlassung dauerhaft erfolgt. Somit kann eine Überlassung, die längerfristig im Sinne 
des IDW, aber nicht dauerhaft erfolgt, in der Handelsbilanz zu Eigenkapital und in der 
Steuerbilanz zu Fremdkapital führen.

Vorsicht ist bei Gewährung von Genussrechtskapital in der Krise geboten. Hier kann eine 
nicht ernstliche gewollte Rückzahlungsverpflichtung dazu führen, dass das Genuss-
rechtskapital beim Schuldner als Eigenkapital zu qualifizieren ist. Daher können sich ins-
besondere im Rahmen der Rückwärtsbetrachtung im Rahmen einer Betriebsprüfung 
Risiken ergeben. 

 Mit freundlichen Grüßen

Jörg Balke 
Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH	
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Steuerart	 Fälligkeit	 Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
		
		  Überweisung 5	 Scheck 6

	 10.08.20232	 14.08.2023	 10.08.2023

	 11.09.2023	 14.09.2023	 11.09.2023

	 11.09.2023	 14.09.2023	 11.09.2023

	 10.08.20234	 14.08.2023	 10.08.2023

	 15.08.20234	 18.08.2023	 15.08.2023

                                                            	 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
	 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

	 29.08.2022	 entfällt	 entfällt

  Termine August 2023	

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem Weg) 
abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der 
nächste Werktag der Stichtag. Bei einer 
Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen 

werden keine Säumniszuschläge erhoben. 
Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem 
Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit 
erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach 
Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine 
Einzugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind 
einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag 
des laufenden Monats fällig. Um Säumnis-
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich 

das Lastschriftverfahren. Bei allen 
Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle 
bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 25.08.2023, 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. 
der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten.  
Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, 
wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Anzeigen über die Erwerbstätig-   
  keit (nach § 138 Absatz 1 und   
  1b AO) – Steuerliche Erfassung   
  von Betreibern bestimmter   
  kleiner Photovoltaikanlagen  

Durch das Jahressteuergesetz 2022 vom 
16.12.2022 (BGBl. I S. 2294) wurde eine ab 
01.01.2022 anzuwendende ertragsteuer-
liche Steuerbefreiung (vgl. § 3 Nummer 72 
i. V. m. § 52 Absatz 4 Satz 6 EStG) für 
bestimmte kleine Photovoltaikanlagen 
sowie ein ab 0101.2023 anzuwendender 
umsatzsteuerlicher Nullsteuersatz für die 
Lieferung und Installation bestimmter 
Photovoltaikanlagen eingeführt (vgl. § 12 
Absatz 3 UStG).

Auch in Fällen, in denen die Einnahmen 
und Entnahmen aus dem Betrieb von Photo-
voltaikanlagen nach § 3 Nummer 72 EStG 
steuerfrei sind und die Umsatzsteuer auf 
Umsätze aus dem Betrieb von Photovolta-
ikanlagen auf Grund der Kleinunternehmer-
regelung nach § 19 UStG nicht erhoben 
wird, sind Betreiber (natürliche und juris- 
tische Personen sowie Personenvereini-
gungen) von Photovoltaikanlagen (nach  
§ 138 Absatz 1 und 1b AO) grundsätzlich zur 
Anzeige der Eröffnung eines gewerblichen 
Betriebs oder einer Betriebstätte und zur 
Übermittlung eines Fragebogens zur steuer-
lichen Erfassung verpflichtet.

Aus Gründen des Bürokratieabbaus und 
der Verwaltungsökonomie wird nicht be- 
anstandet, wenn Betreiber von Photovol-
taikanlagen, die

•  �Gewerbetreibende (im Sinne des § 15 
EStG) sind, bei Eröffnung eines Betriebs, 
der sich auf das Betreiben von (nach § 3 
Nummer 72 EStG) begünstigten Photo-
voltaikanlagen beschränkt, und

•  �in umsatzsteuerlicher Hinsicht Unterneh-
mer sind, deren Unternehmen sich aus- 
schließlich auf den Betrieb einer Photo- 
voltaikanlage (im Sinne des § 12 Absatz 
3 Nummer 1 Satz 1 UStG) sowie ggf. eine 
steuerfreie Vermietung und Verpachtung 
(nach § 4 Nummer 12 UStG) beschränkt 

und die die Kleinunternehmerregelung 
(nach § 19 UStG) anwenden,

auf die steuerliche Anzeige über die Auf- 
nahme einer Erwerbstätigkeit (nach § 138 
Absatz 1 AO) und die Übermittlung des 
Fragebogens zur steuerlichen Erfassung 
(nach § 138 Absatz 1b AO) an das zuständi-
ge Finanzamt verzichten. Die vorstehende 
Bestimmung gilt mit sofortiger Wirkung in 
allen Fällen, in denen die diesbezügliche 
Erwerbstätigkeit ab dem 01.01.2023 auf- 
genommen wurde.

Sollte es aus den weiteren Umständen des 
Einzelfalls erforderlich werden, können die 
örtlich zuständigen Finanzämter in diesen 
Fällen gesondert zur Übermittlung eines 
Fragebogens zur steuerlichen Erfassung 
(nach § 138 Absatz 1b AO) auffordern (Bun- 
desfinanzministerium, Schreiben (koordi-
nierter Ländererlass) IV A 3 - S-0301 / 19 / 
10007 :012 vom 12.06.2023).

  Rückzahlung der Corona-   
  Soforthilfen: Frist verlängert  

Die Soforthilfen wurden in den ersten Mo- 
naten der Corona-Pandemie als Billigkeits-
leistung für kleine Betriebe und Freiberuf-
ler, die aufgrund der Corona-Krise in eine 
existenzielle Notlage geraten sind, gewährt 
und sollten dazu dienen, die Verbindlich-
keiten aus dem erwerbsmäßigen Sach- und 
Finanzaufwand in den auf die Antragstel-
lung folgenden drei Monaten zu beglei-
chen. 

Sie wurde auf der Grundlage einer bei der 
Antragstellung getroffenen Prognose ge- 
währt. Aufgrund des Bewilligungsbeschei-
des ist der Soforthilfe-Empfänger dazu 
verpflichtet zu überprüfen, ob diese Pro- 
gnose zu dem bei Antragstellung erwarte-
ten Liquiditätsengpass auch tatsächlich 
eingetreten ist, oder ob die Soforthilfe –  
gegebenenfalls auch anteilig – zurückge-
zahlt werden muss.

Ab dem 28.11.2022 wurden an die Empfän-
ger der Soforthilfen sowohl postalisch als 
auch per E-Mail-Schreiben zur Erinnerung 

an die Verpflichtung zur Überprüfung der 
erhaltenen Corona-Soforthilfe versendet. 
Diese Verpflichtung musste bis zum 
30.06.2023 erfüllt sein.

Frist verlängert!

Mit Beschluss der Bayerischen Staats- 
regierung in der Ministerratssitzung vom 
13.06.2023 wurde die Rück-meldefrist für 
das laufende freiwillige Rückmeldeverfah-
ren bis zum 31.12.2023 verlängert.

In Nordrhein-Westfalen hatte schon zuvor 
das Oberverwaltungsgericht entschieden, 
dass die laufenden Rückmeldeverfahren 
rechtswidrig seien. Daher wurde in NRW die 
Frist zur Rückzahlung auf den 30.11.2023 
verschoben.

  Doppelte Haushaltsführung:   
  finanzielle Beteiligung an den  
  Kosten der Lebensführung  

Der Bundesfinanzhof nahm dazu Stellung, 
wie die Tatbestandsmerkmale „finanzielle 
Beteiligung an den Kosten der Lebensfüh-
rung“ der gesetzlichen Neuregelung (in § 9 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 3 EStG) auszulegen 
sind, insbesondere in welcher Weise und 
in welcher Höhe sich der Steuerpflichtige 
an den Kosten der Lebensführung am 
Hauptwohnsitz beteiligen muss (Az. VI R 
39/19).

Kosten der Lebensführung (i. S. des § 9 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 3 EStG) sind die 
Kosten des Haushalts und die sonstigen 
Lebenshaltungskosten im Haupthaus-
stand. Die finanzielle Beteiligung an den 
Kosten der Lebensführung darf nicht er- 
kennbar unzureichend sein. Ob dies der 
Fall ist, bedarf einer Würdigung der Um- 
stände des Einzelfalls. Eine bestimmte 
betragliche Grenze sieht das Gesetz nicht 
vor, ebenso wenig ist eine laufende Betei- 
ligung erforderlich.

Als Vergleichsmaßstab für eine nicht  
erkennbar unzureichende finanzielle Be- 
teiligung dienen die im Jahr tatsächlich 
entstandenen Haushalts- und sonstigen 
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Lebenshaltungskosten in dem vorgenann-
ten Umfang. Diese hat der Steuerpflichtige 
darzulegen und ggf. nachzuweisen. Dies 
ist ihm in Bezug auf die Wohnkosten ein- 
schließlich der Betriebskosten für die 
Wohnung sowie für regelmäßig in festen 
Beträgen anfallende Haushaltskosten (z. 
B. Strom, Fernsehen, Telefon), aber auch 
für außergewöhnliche Haushaltskosten (z. 
B. Instandhaltungs-/Renovierungsaufwen-
dungen oder größere Anschaffungen) mög- 
lich und zumutbar. Regelmäßig in schwan- 
kender Höhe anfallende Kosten (wie ins- 
besondere für Lebensmittel und sonstigen 
Haushaltsbedarf ) können dagegen grund- 
sätzlich unter Rückgriff auf statistische 
Erfahrungswerte geschätzt werden (Bun- 
desfinanzhof, Urteil VI R 39/19 vom 
12.01.2023).

  Kosten für professionelle   
  Gartenpflege steuermindernd   
  geltend machen  

Steuerzahler, die für die Pflege des Gar- 
tens einen professionellen Helfer beauftra-
gen, können die Kosten der haushaltsna-
hen Dienstleistungen steuermindernd 
geltend machen. Voraussetzung ist, dass 
die beauftragte Hilfe eine ordnungsgemä-
ße Rechnung gestellt hat und der Betrag 
überwiesen wurde. Ob es sich bei der Im- 
mobilie, bei der die Grünarbeiten erledigt 
werden, um eine dauerhafte Unterkunft, 
eine Zweit-, Wochenend- oder Ferienwoh-
nung handelt, ist unerheblich.

Dabei spielt es keine Rolle, ob man Mieter 
oder Eigentümer/Vermieter ist. Oft sind die 
Kosten für Handwerker oder haushaltsna-
he Dienstleistungen in den Nebenkosten 
enthalten. Mieter können diese nur gel- 
tend machen, wenn ihr Anteil – etwa für 
Gärtner, Reparaturen, die Hausreinigung 
oder den Hausmeister – in der Nebenkos-
tenabrechnung separat ausgewiesen ist.

Zu den haushaltsnahen Dienstleistungen 
zählen dabei u. a. übliche Gartenarbeiten 
wie das Rasenmähen, Heckenschneiden 
oder die Schädlingsbekämpfung. Zu den 
Handwerkerleistungen gehören etwa der 

Bau einer Terrasse oder das Verlegen eines 
Rollrasens. Bei den haushaltsnahen Dienst-
leistungen können 20 % der Kosten, höchs-
tens aber 4.000 Euro, angesetzt werden, 
bei den Handwerkerleistungen sind maxi- 
mal 1.200 Euro abzugsfähig.

  Vermietung von Ferienwohnungen   
  – Bei eigennütziger Treuhand   
  keine Einkünfte aus Gewerbe-   
  betrieb  

Zwischen den Beteiligten war streitig, ob 
die Klägerin aus der Vermietung von drei 
Ferienwohnungen gewerbliche Einkünfte 
oder solche aus Vermietung und Verpach-
tung erzielte. Bei der Vermietung einer 
Ferienwohnung könne ein Gewerbebetrieb 
nur angenommen werden, wenn vom Ver- 
mieter bestimmte, ins Gewicht fallende, 
bei der Vermietung von Räumen nicht üb- 
liche Sonderleistungen erbracht werden 
oder wenn wegen eines besonders häufi- 
gen Wechsels der Mieter eine gewisse –  
einem gewerblichen Beherbergungsbe-
trieb vergleichbare – unternehmerische 
Organisation erforderlich sei. Maßgebend 
seien jeweils die besonderen Umstände 
des Einzelfalles. Die Zwischenschaltung 
eines gewerblichen Vermittlers führe nicht 
zwangsläufig dazu, dass deshalb auch der 
Vermieter eine gewerbliche Tätigkeit aus- 
übe. Entscheidend sei vielmehr, inwieweit 
in der Person des Vermieters die Vermie-
tung einer Ferienwohnung im Hinblick auf 
die Art des vermieteten Objekts und die 
Art der Vermietung einem gewerblichen 
Beherbergungsbetrieb vergleichbar sei.

Die geforderte Vergleichbarkeit mit einem 
gewerblichen Beherbergungsunternehmen 
(Hotel) liegt laut dem Bundesfinanzhof vor 
allem dann vor, wenn die Wohnung wie 
Hotel- oder Pensionsräume ausgestattet 
ist, für ihre kurzfristige Vermietung an 
wechselnde Mieter geworben wird, sie 
hotelmäßig angeboten, d. h. auch ohne 
Voranmeldung jederzeit zur Vermietung 
bereitgehalten wird und sich zudem in 
einem Zustand befindet, der die sofortige 
Vermietung zulässt; dies auch dann, wenn 
Buchungen nicht vorliegen. Insoweit 

kommt es nicht entscheidend darauf an, 
ob die Wohnung in einer Ferienwohnanla-
ge liegt oder außerhalb einer solchen 
Anlage. Denn die Bereithaltung von Räum- 
lichkeiten für die jederzeitige, auch kurz- 
fristige Überlassung an Gäste erfordert 
sachliche und personelle Vorkehrungen, 
wie sie mit der Vermietung von Wohnungen 
nicht verbunden sind (Bundesfinanzhof, 
Urteil Az. IV R 10/18 vom 28.05.2020).

  Steuerbefreiung für neben-   
  berufliche Tätigkeiten  

Der Bundesrat hatte am 28.10.2022 den 
Lohnsteuer-Richtlinien 2023 zugestimmt. 
Sie wurden in der Neufassung grundlegend 
überarbeitet. Seit dem 01.01.2023 gelten 
nun geänderte und aktualisierte Lohnsteu-
errichtlinien (LStR 2023).

Unter anderem erfolgte eine Änderung der 
LStR 2023 bezüglich der Einnahmen aus 
nebenberuflichen Tätigkeiten als Übungs-
leiter/Ausbilder (etc.):

Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkei-
ten als Übungsleiter/Ausbilder usw. sind 
(nach § 3 Nr. 26 EStG) bis zur Höhe von 
3.000 Euro im Jahr steuerfrei. Darüber hi- 
naus sind nebenberufliche ehrenamtliche 
Tätigkeiten für eine gemeinnützige Kör- 
perschaft bis zur Höhe von 840 Euro steuer- 
frei (§ 3 Nr. 26a EStG). R 3.26 Abs. 2 LStR 
2023 enthalten eine klare Definition, wann 
eine solche „nebenberufliche Tätigkeit“ 
vorliegt. Danach gilt eine Tätigkeit mit einer 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
von maximal 14 Stunden (sog. 14-Stunden-
Grenze) als nebenberuflich.

  Auch Nacherbe kann Erbfall-   
  kostenpauschale in Anspruch   
  nehmen  

Der Bundesfinanzhof hatte zu entschei-
den, inwieweit der Pauschbetrag (nach  
§ 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 ErbStG) (die sog. 
Erbfallkostenpauschale) im Fall der Nach- 
erbschaft zu gewähren ist, wenn aus-
schließlich Nacherbschaftsvermögen er- 
worben wird, dem Erwerber jedoch auch 
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Kosten der Vorerbschaft entstanden sind 
und ob der Inanspruchnahme des Pausch- 
betrags die tatsächlich entstandenen 
nachgewiesenen Kosten entgegenstehen 
(Az. II R 3/20).

Neben dem Vorerben kann auch der 
Nacherbe den Pauschbetrag (nach § 10 
Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 ErbStG) in Anspruch 
nehmen. Der Abzug des Pauschbetrags 
setzt – entgegen bisheriger Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs – nicht den 
Nachweis voraus, dass zumindest dem 
Grunde nach tatsächlich Kosten angefallen 
sind.

Nach dem Erbschaftsteuergesetz (§ 10 
Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 ErbStG) wird (für die in  
§ 10 Abs. 5 Satz 1 ErbStG genannten Kos- 
ten) insgesamt ein Betrag von 10.300 Euro 
ohne Nachweis abgezogen. Der Betrag ist 
für jeden Erbfall nur einmal zu gewähren, 
namentlich für mehrere Miterben nur 
einmal. Die Abfolge von Vor- und Nacherb-
fall stellt jedoch erbschaftsteuerrechtlich 
nicht einen Erbfall mit mehreren Erben dar. 
Vielmehr sind die beiden Vorgänge als 
zwei getrennte Erbfälle zu behandeln. Es 
entspricht dieser Systematik, im Rahmen 
der Ermittlung der Bereicherung zweimal 
den Pauschbetrag anzusetzen (Bundesfi-
nanzhof, Urteil II R 3/20 vom 08.05.2023). 

  Wann ist ein Einspruch im   
  Besteuerungsverfahren möglich   
  und welche Folgen ergeben sich   
  daraus?  

Jeder Empfänger eines Steuerbescheides 
kennt die Rechtsbehelfsbelehrung am 
Ende des Bescheides, in dem auf die Mög- 
lichkeit hingewiesen wird, gegen diesen 
Bescheid Einwendungen zu erheben. Im 
Steuerrecht wird dies als Einspruch be- 
zeichnet. Der Einspruch muss sich gegen 
Feststellungen im Bescheid richten, die zu 
einer nach Auffassung des Betroffenen zu 
hohen Steuer führen. Der Einspruch muss 
schriftlich oder per E-Mail an das Finanz-
amt gerichtet werden, das den Bescheid 
gesandt hat. Darüber hinausgehende be- 
sondere Formulierungen brauchen dabei 

nicht eingehalten werden. Er muss aber 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
beim Finanzamt eingehen. 

Diese Frist beginnt mit dem 3. Tag nach der 
Aufgabe zur Post durch das Finanzamt. Bei 
Feiertagen am Fristanfang oder -ende ver- 
längert sich die Frist entsprechend. Auch 
gegen eine eingereichte Umsatzsteuervor-
anmeldung oder eine Lohnsteueranmel-
dung kann der Einreicher innerhalb eines 
Monats Einspruch einlegen.

Der Einspruch muss nicht begründet wer- 
den, dies ist aber sehr zu empfehlen, weil 
sonst dem Finanzamt die Ablehnung sehr 
leicht gemacht wird. Mit dem Einspruch 
können nur Einwendungen wirksam er- 
hoben werden, die auch in dem jeweiligen 
Bescheid festgestellt worden sind. Z. B. 
kann in einem Einkommensteuerbescheid 
keine Einwendung gegen die Höhe des 
Gewinnanteils aus einer Beteiligung des 
Gesellschafters an einer Personengesell-
schaft erhoben werden; dies muss gegen 
den Feststellungsbescheid der Gesell-
schaft erfolgen. Ganz aktuell: Gegen einen 
Grundsteuerbescheid können keine Ein- 
wendungen mehr gegen den festgestellten 
Grundstückswert oder den Grundsteuer-
messbetrag erhoben werden. Hier ist der 
Einspruch gegen den Bescheid über die 
Grundsteueräquivalenzbeträge Hauptfest-
stellung auf den 01.01.2022 und den Be- 
scheid über den Grundsteuermessbetrag 
Hauptveranlagung auf den 01.01.2025 
angesagt. Auch gegen festgestellte Ver- 
luste aus Vorjahren kann nur gegen diesen 
Feststellungsbescheid Einspruch erhoben 
werden, nicht gegen den Einkommensteu-
erbescheid im Jahr der Verlustanrechnung. 
Die Fälligkeit der festgesetzten Steuer wird 
durch den Einspruch nicht aufgehoben. 
Dies ist nur mit einem zusätzlichen Antrag 
auf Aussetzung der Vollziehung möglich. 
Dazu müssen aber „ernstliche Zweifel an 
der Rechtmäßigkeit der Steuerfestsetzung“ 
bestehen.

Erkennt das Finanzamt die Einwendungen 
im Einspruch an, ändert es den entspre-
chenden Bescheid. Im anderen Fall muss 

das Finanzamt eine ablehnende Ein-
spruchsentscheidung erlassen. Dagegen 
ist dann die Klage vor dem Finanzgericht 
möglich. Eine direkte Klage - also ohne ein 
vorangegangenes Rechtsbehelfsverfahren 
(Einspruch) - beim Finanzgericht ist nur 
wirksam, wenn das Finanzamt dem zu- 
stimmt (sog. Sprungklage). Das Einspruchs-
verfahren ist beim Finanzamt kostenfrei. 
Zu beachten sind jedoch stets die Kosten 
für den beauftragten Berater, die auch bei 
einem erfolgreichen Einspruch von der 
Finanzverwaltung nicht erstattet werden. 
Die Klage dagegen ist kostenpflichtig. An- 
fallende Gerichtskosten, werden jedoch 
erstattet, wenn die Klage erfolgreich war. 
In diesem Fall können auch die Kosten des 
Beraters erstattet werden.

  Durch Anfechtung eines   
  Lohnsteuer-Haftungsbescheids   
  keine inzidente Anfechtung einer   
  Lohnsteuer-Anmeldung  

Durch die Anfechtung eines Lohnsteuer-
Haftungsbescheids werden nicht zugleich 
(inzident) auch die Lohnsteuer-Anmeldun-
gen oder ein Bescheid über die Aufhebung 
des Vorbehalts der Nachprüfung der Lohn- 
steuer-Anmeldungen für die Anmeldungs-
zeiträume angefochten, in denen der Haf- 
tungstatbestand verwirklicht wurde. So 
entschied der Bundesfinanzhof (Az. VI R 
13/21, 15.02.2023).

  MOPeG schafft zum 01.01.2024   
  das Gesellschaftsregister für GbR  

Das Gesetz zur Modernisierung des Per- 
sonengesellschaftsrechts (MOPeG) schafft 
zum 01.01.2024 ein Gesellschaftsregister 
für rechtsfähige Gesellschaften bürgerli-
chen Rechts (GbR) nach § 705 Abs. 2 BGB 
neuer Fassung (n. F.). Betroffen sind solche 
GbR, die selbst am Rechtsverkehr teilneh- 
men sollen. Dies ist bei reinen Innenge-
sellschaften nicht der Fall.

Das MOPeG regelt zwar keine Eintragungs-
pflicht der rechtsfähigen GbR in das Gesell-
schaftsregister (§ 707 Abs. 1 BGB n. F.: 
„können die Gesellschaft … anmelden“), 
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die Eintragung soll aber Voraussetzung für 
die Vornahme von Rechtsgeschäften sein, 
die ihrerseits die Eintragung in ein anderes 
Register erfordern.

Hieraus folgt für manche GbR ein fakti-
scher Eintragungszwang. Die eingetragene 
GbR führt die Rechtsformbezeichnung 
eGbR (§ 707a Abs. 2 BGB n. F.).

Unabhängig vom BGB-Gesellschaftsregis-
ter ist eine Eintragungspflicht im Transpa-
renzregister gemäß § 20 Abs. 1 GwG zu 
prüfen (Wirtschaftsprüferkammer, Stel- 
lungnahme vom 01.06.2023).

  Pflegeunterstützungs- und   
  -entlastungsgesetz tritt im Juli   
  in Kraft  

Nach dem Bundestag hat nun auch der 
Bundesrat am 16.06.2023 das Pflegeunter-
stützungs- und -entlastungsgesetz (PUEG) 
verabschiedet. Es soll am 01.07.2023 in 
Kraft treten.

Die gesetzliche Pflegeversicherung wird  
u. a. in zwei Schritten reformiert: 

Der Beitragssatz wird zum 01.07.2023 um 
0,35 % angehoben. Bei der Beitragshöhe 
muss künftig die Zahl der Kinder berück-
sichtigt werden.

Der Kinderlosenzuschlag wird auf 0,6 
Beitragssatzpunkte angehoben. Zugleich 
werden Beitragszahler ab dem zweiten bis 
zum fünften Kind entlastet - mit einem 
Abschlag in Höhe von 0,25 Beitragssatz-
punkten für jedes Kind bis zur Vollendung 
des 25. Lebensjahres.

PV-Beitrag für Arbeitnehmer ohne Kind 
bzw. Elterneigenschaft

Gültig ab 01.07.2023

Gesamtbeitrag: 4,0 %
Arbeitgeberanteil: 1,7 %
Arbeitnehmeranteil: 0,6 %
PV-Zuschlag: 0,6 %

Gültig ab 01.07.2023
Gesamtbeitrag: 3,4 %
Arbeitgeberanteil: 1,7 %
Arbeitnehmeranteil: 0,6 %
PV-Zuschlag: 0,35 %

PV-Beitrag für Arbeitnehmer mit Kind 
 bzw. Elterneigenschaft

Gültig ab 01.07.2023

Gesamtbeitrag: 3,4 %
Arbeitgeberanteil: 1,7 %
Arbeitnehmeranteil: 1,7 %

Gültig ab 01.07.2023

Gesamtbeitrag: 3,05 %
Arbeitgeberanteil: 1,525 %
Arbeitnehmeranteil: 1,525 %

-0,6 % PV-Zuschlag entfällt ab 1. Kind

-0,25 % Abschlag ab 2. bis 5. Kind 
 (max. 1,0 %)

Zum 01.01.2024 werden das Pflegegeld 
und die ambulanten Sachleistungsbeträge 
um jeweils 5 % erhöht. Zum 01.01.2025 
und zum 01.01.2028 werden dann die 
Geld- und Sachleistungen automatisch 
dynamisiert – in Anlehnung an die Preis- 
entwicklung.

Der Anspruch auf das sog. Pflegeunterstüt-
zungsgeld wird ausgeweitet. Damit ist die 
Lohnersatzleistung gemeint, die bezahlt 
wird, wenn Menschen aufgrund der Pflege 
eines nahen Angehörigen nicht arbeiten 
können. Pro Kalenderjahr wird es diese 
Unterstützung für bis zu zehn Arbeitstage 
je pflegebedürftiger Person geben.

  Steuerpflicht von Prämien aus   
  der sog. Treibhausgasminderungs-   
  Quote  

Halter von reinen Elektroautos können im 
sog. Treibhausgasminderungs-Quotenhan-
del seit dem Jahr 2022 die CO2-Emissions-
einsparung, welche durch den Antrieb mit 
Strom statt fossiler Kraftstoffe entsteht, 

dem Handel mit sog. Treibhausgasminde-
rungs-Quoten anbieten und dadurch Prä- 
mienzahlungen erhalten. Das Bundesfi-
nanzministerium (BMF) hat sich nun zur 
steuerlichen Behandlung der Prämienzah-
lungen geäußert.

Folgende Fallgruppen sind zu  
unterscheiden:
Das Fahrzeug gehört zum Betriebsvermö-
gen: Erhaltene Zahlungen sind Betriebs-
einnahmen und damit als Teil des Gewinns 
steuerpflichtig. Das Fahrzeug ist im Privat- 
vermögen: Der Erlös aus dem Verkauf der 
THG-Quote ist keiner Einkunftsart zuzuord-
nen. Erhaltene Zahlungen sind daher „pri- 
vat“ und unterliegen nicht der Einkommen-
steuer. Bei einem Dienstwagen gilt 
Folgendes:

•  �Bei der Überlassung des Dienstwagens 
an Arbeitnehmer ist regelmäßig der 
Arbeitgeber der Fahrzeughalter. Die 
Prämie steht dann dem Arbeitgeber zu. 
Lohnsteuerliche Konsequenzen für den 
Arbeitnehmer ergeben sich nicht.

•  �Anders verhält es sich in den (Sonder-)
Fällen, in denen der Arbeitnehmer die 
Prämie vereinnahmt, weil er Halter des 
Fahrzeuges ist oder weil der Arbeitgeber 
als Fahrzeughalter dem Arbeitnehmer 
eine Bestätigung für den Quotenhandel 
erteilt hat. Hier liegt steuerpflichtiger 
Arbeitslohn vor.

Hinweis: Unabhängig davon, wer die 
Prämie erhält, gilt für die Dienstwagenbe-
steuerung: Wird die sog. Fahrtenbuchme-
thode angewendet oder greift die sog. 
Kostendeckelung, mindert die Prämie die 
Gesamtkosten des Fahrzeuges und re- 
duziert damit in diesen Fällen den steuer- 
pflichtigen Nutzungsvorteil aus der 
Fahrzeugüberlassung.

  Europäisches Entsenderecht gilt   
  auch für den Straßenverkehr  

Das grenzüberschreitende Entsenderecht 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
gilt künftig auch im Straßenverkehrssektor. 
Dies hat der Bundestag am 15. Juni 2023 
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beschlossen, der Bundesrat stimmte am 
Tag darauf zu.

Hintergrund sind u.a. die europäische 
Entsenderichtlinie und die Straßenver-
kehrsrichtlinie, die nun in nationales Recht 
umgesetzt werden.

Arbeitsbedingungen für Lkw-Fahrer
Betroffen sind Lkw-Fahrer und -Fahrerin-
nen, die im Inland arbeiten, aber von 
einem im EU-Ausland ansässigen Unter-
nehmen beschäftigt werden. Das Entsen-
derecht regelt Höchstarbeitszeiten, 
Mindestruhezeiten und Ruhepausenzeiten. 
Die EU-Richtlinie legt zudem fest, dass 
entsendete Kraftfahrer während ihrer 
Arbeit im EU-Ausland nach den dortigen 
Lohnregelungen vergütet werden.

Von den Regelungen ausgenommen sind 
Personen, die EU-Länder nur durchfahren 
oder rein bilaterale Transporte durchführen.

Kontrolle durch den Zoll
Unternehmen müssen spätestens bei 
Beginn der Entsendung eine Entsendemel-
dung übermitteln. Dafür steht künftig ein 
neues mehrsprachiges Portal zur Verfü-
gung. Außerdem müssen sie ihren Fahrern 
für die Zeit im Ausland bestimmte Unter- 
lagen mitgeben, die auf Verlangen vorzu- 
zeigen sind. Hierzu zählten unter anderem 
die Identität des Unternehmens sowie Be- 
ginn und Ende der Beschäftigung. Die 
Kontrolle der Vorgaben übernimmt der 
deutsche Zoll. Bei Verstößen drohen 
Geldbußen.

Unterzeichnung – Verkündung –  
Inkrafttreten
Das Gesetz wird über die Bundesregierung 
dem Bundespräsidenten zur Unterzeich-
nung vorgelegt und danach im Bundesge-
setzblatt verkündet. Es tritt am Tag darauf 
in Kraft.

  Zur Werbung für Produkte mit   
  dem Begriff „klimaneutral“  

Die Bewerbung von Produkten als „klima- 
neutral“ stellt nicht ohne weiteres eine 

Irreführung der Verbraucher dar. Das hat 
der 20. Zivilsenat des Oberlandesgerichts 
Düsseldorf unter Leitung des Vorsitzenden 
Richters am Oberlandesgericht Erfried 
Schüttpelz am 06.07.2023 in zwei Ver- 
fahren (Az. I-20 U 72/22 und I-20 U 152/22)
entschieden, in denen ein Fruchtgummi-
hersteller und eine Herstellerin von Kon- 
fitüren durch eine Wettbewerbszentrale 
jeweils auf Unterlassung der Bewerbung 
ihrer Produkte als „klimaneutral“ in An- 
spruch genommen worden sind.

Zur Begründung hat der Senat darauf ver- 
wiesen, dass der durchschnittliche Ver- 
braucher den Begriff „klimaneutral“ im 
Sinne einer ausgeglichenen Bilanz der 
CO2-Emissionen eines Produktes versteht, 
wobei ihm bekannt sei, dass die Neutrali-
tät sowohl durch Vermeidung als auch 
durch Kompensationsmaßnahmen (z. B. 
Zertifikatehandel) erreicht werden könne. 
Das gelte schon deshalb, weil dem Ver- 
braucher bekannt sei, dass auch Waren 
und Dienstleistungen als klimaneutral 
beworben werden, die – wie beispielswei-
se Flugreisen – nicht emissionsfrei er- 
bracht werden können und bei denen 
Klimaneutralität daher nur durch Kompen-
sationszahlungen möglich sei. Ob sich der 
Begriff der „Klimaneutralität“ auf ein Un- 
ternehmen als Ganzes oder nur auf ein 
konkretes Produkt beziehe, sei dabei un- 
erheblich. Die Werbung beider Hersteller-
firmen sei daher jeweils für sich allein 
genommen nicht irreführend.

Ein Unterlassungsanspruch könne sich im 
Einzelfall gleichwohl dann ergeben, wenn 
der Werbende seine Informationspflicht 
verletzt habe, indem er dem Verbraucher 
eine wesentliche Information vorenthalten 
habe. Auf welche Weise die Klimaneutrali-
tät eines beworbenen Produktes erreicht 
werde, stelle eine solche wesentliche 
Information dar, weil der Klimaschutz für 
Verbraucher ein zunehmend wichtiges, 
nicht nur die Nachrichten, sondern auch 
den Alltag bestimmendes Thema sei und 
daher erheblichen Einfluss auf eine Kauf- 
entscheidung haben könne. Gerade weil 
der Verbraucher wisse, dass eine ausge-

glichene Klimabilanz auch durch Kompen-
sationszahlungen erreicht werden könne, 
bestehe ein Interesse an der Aufklärung 
über die grundlegenden Umstände der  
von einem Unternehmen beanspruchten 
Klimaneutralität.

Während im Falle der Konfitürenherstelle-
rin (Az. I-20 U 72/22) weder ihre Werbean-
zeige in einer Zeitschrift für Lebensmittel 
noch die Produktverpackung einen Hin- 
weis darauf enthalten hätten, wie es zur 
beworbenen Klimaneutralität komme, ha- 
be der Fruchtgummihersteller (Az. I-20 U 
152/22) die erforderlichen Informationen 
in ausreichender Weise zur Verfügung ge- 
stellt, da der Leser seiner Anzeige in der 
Zeitschrift für Lebensmittel über den darin 
enthaltenen QR-Code die Webseite von 
„ClimatePartner.com“ aufsuchen könne, 
der die erforderlichen Angaben entnom-
men werden könnten. Dies sei zur Infor- 
mation des Verbrauchers ausreichend, da 
es in einer Zeitungsanzeige letztlich am 
Platz dafür fehle, die über die bloße In- 
formation „Klimaneutralität wird auch 
durch Kompensation erreicht“ hinaus 
erforderlichen näheren Angaben zu Art 
und Umfang etwaiger Kompensationsleis-
tungen aufzunehmen.

Der Senat hat daher in beiden Verfahren 
im Ergebnis das erstinstanzliche Urteil 
bestätigt. Beide Berufungsurteile sind 
nicht rechtskräftig, da der Senat wegen  
der grundsätzlichen Bedeutung der 
streitentscheidenden Fragen die Revision 
zum Bundesgerichtshof zugelassen hat.
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